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Nr 111 der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages
(3. Session der 16. Gesetzgebungsperiode)

Vorlage der Landesregierung

Gesetz  vom , mit dem das Salzburger
Wohnbauforderungsgesetz 2015 geéindert wird

Das Salzburger Wohnbauforderungsgesetz 2015, LGBI Nr 23, zuletzt gedndert durch das Gesetz
LGBI Nr 105/2018 und berichtigt durch die Kundmachung LGBI Nr 46/2019, wird geéndert wie folgt:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Zeile zu § 3 eingefiigt.
,»3 3a  Ankauf bebauter Grundstiicke
§ 3b  Ankauf unbebauter Grundstiicke
§ 3¢ Unterstiitzung von Baulandsicherungsmodellen®.

2. § 3 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:

»Mobilisierung von Grundstiicken

§3
Von den jahrlich bereitstehenden Wohnbauforderungsmitteln konnen bis zu 7 % fiir den Ankauf ge-
eigneter bebauter oder unbebauter Grundstiicke oder fiir die kostenglinstige Realisierung von Baulandsi-
cherungsmodellen zur Umsetzung wohnbauforderungs- und/oder raumordnungsrechtlicher Zielsetzungen
nach MafBigabe der §§ 3a bis 3¢ verwendet werden.

Ankauf bebauter Grundstiicke
§3a
(1) Mittel zum Ankauf von geeigneten bebauten Grundstiicken konnen folgenden Personen (For-
dersubjekte) gewdhrt werden:
1. natiirlichen Personen;
2. Bautriagern und sonstigen juristischen Personen des Privatrechts;

3. Gemeinden, Gemeindeverbdanden sowie juristischen Personen im Alleineigentum von Gemein-
den oder des Landes Salzburg;

4. Korperschaften, Personenvereinigungen und Vermogensmassen, die nach Satzung, Stiftung oder
sonstiger Verfassung und ihrer tatsdchlichen Geschiftsfilhrung ausschlieBlich und unmittelbar
der Forderung kirchlicher, gemeinniitziger oder mildtéitiger Zwecke dienen.

(2) Die Mittelzuwendung kann in Form riickzahlbarer oder nicht riickzahlbarer Zuschiisse erfolgen.

(3) Als geeignet gelten bebaute Grundstiicke, wenn ihre kiinftige Nutzung der Stadt- oder Ortskern-
stirkung dient. Dem Ankauf muss dazu ein ausgearbeitetes Gesamtkonzept zu Grunde liegen.

(4) Die Gewdhrung von Zuschiissen fiir den Ankauf geeigneter bebauter Grundstiicke ist von der
Einhaltung folgender Bedingungen abhéngig:

1. Der Ankauf bezieht sich auf ein konkretes Grundstiick, wobei der Kaufvertrag fiir den Erwerb
des bebauten Grundstiicks durch das Fordersubjekt noch nicht rechtswirksam geschlossen wurde.

2. Der Ankauf durch das Fordersubjekt erfolgt zum Zweck
a) der iiberwiegenden Errichtung von geforderten Mietwohnungen,
b) einer umfassenden energetischen Wohnhaussanierung des Gesamtgebdudes oder
¢) der iiberwiegenden Errichtung von Eigentumswohnungen, die den Anforderungen der Kauf-
forderung entsprechen.
3. Das Fordersubjekt verpflichtet sich:
a) den Forderungszweck innerhalb von sieben Jahren ab Abschluss des Forderungsvertrages zu
erfiillen;
b) die Wohnungen im Fall der Z 2 lit ¢ unter Einhaltung der Anforderungen des § 22 Abs 2 und 3
zu errichten und diese Wohnungen anschlieBend ausschlielich an begiinstigte Personen (§ 11)
zum Selbstkostenpreis weiterzuverkaufen;
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¢) durch rechtsgeschiftliche Uberbindung an die jeweiligen Rechtsnachfolger im Eigentum dafiir
Sorge zu tragen, dass die Beschriankung des Verkaufs von Liegenschaften an begiinstigte Per-
sonen zum Selbstkostenpreis gemdB der lit b auch fiir simtliche Folgeverkdufe im Forde-
rungszeitraum gilt.

(5) Die Landesregierung kann durch Verordnung néhere Festlegungen zu den Voraussetzungen und
Bedingungen von Mittelzuwendungen fiir den Ankauf bebauter Grundstiicke sowie insbesondere zur
Hohe des Zuschusses, zur Art des Zuschusses (riickzahlbar/nicht riickzahlbar), zur Verzinsung riickzahl-
barer Zuschiisse und zu den Riickzahlungsmodalititen, zu den Bedingungen fiir die Auszahlung und Si-
cherstellung des Zuschusses sowie zur Riickzahlung von Zuschiissen in Folge der Nichteinhaltung forde-
rungsrechtlicher Vorschriften und Bedingungen treffen.

Ankauf unbebauter Grundstiicke
§3b

(1) Mittel zum Ankauf von geeigneten unbebauten Grundstiicken kdnnen der Baulandsicherungsge-
sellschaft mbH (Land-Invest) gewidhrt werden. Der Ankauf kann dabei auch durch das Land Salzburg
selbst erfolgen.

(2) Die Mittelzuwendung kann in Form riickzahlbarer oder nicht riickzahlbarer Zuschiisse erfolgen.

(3) Als geeignet gelten unbebaute Grundstiicke, wenn
1. sie sich in Gemeinden befinden, bei denen auf Grund einer bei der Gemeinde vorliegenden
Wohnbedarfsliste von einem nachweislichen Bedarf ausgegangen werden kann,
2. deren Grund- und AufschlieBungskosten die hochstzuldssigen fiir geforderte Mietwohnungen
unterschreiten und
3. sie iiber eine gute Anbindung an den 6ffentlichen Verkehr verfiigen und sich im Nahbereich von

Lebensmitteleinzelhéndlern, Schulen, Kinderbetreuungseinrichtungen, Arztpraxen und Apothe-
ken befinden.

(4) Die Gewahrung von Zuschiissen fiir den Ankauf geeigneter unbebauter Grundstiicke ist von der
Einhaltung folgender Bedingungen abhéngig:

1. Der Ankauf bezieht sich auf ein konkretes Grundstiick, wobei der Kaufvertrag fiir den Erwerb
des unbebauten Grundstiicks durch die Land-Invest noch nicht rechtswirksam geschlossen wur-
de.

2. Der Ankauf durch die Land-Invest erfolgt zum Zweck:

a) der Vergabe eines Baurechts fiir zumindest 50 % des erworbenen Grundstiicks zur Errichtung
von geforderten Mietwohnungen und

b) des Weiterverkaufs des restlichen Teils des Grundstiicks
aa) an natiirliche Personen zur Errichtung von Einzel- oder Doppelhdusern, Héusern in der
Gruppe oder einem Bau mit mindestens drei Wohnungen im Wohnungseigentum oder
bb) an Bautriger zur Errichtung von Wohnungen, die den Anforderungen der Kaufférderung
entsprechen.
3. Die Land-Invest verpflichtet sich,
a) in den Vertrdgen mit den Baurechtsberechtigten sicherzustellen, dass diese
— auf den Baurechtsflichen (Z 2 lit a) innerhalb von zwei Jahren nach Rechtswirksamkeit
des Baurechtsvertrages Wohnhéduser mit einem Anteil geforderter Mietwohnungen von
zumindest 75 % errichten und
— fiir das gesamte Wohnhaus eine Mietzinsbildung im Sinn des § 28 Abs 3 vornehmen;

b) die Flachen gemal Z 2 lit b sublit aa innerhalb von fiinf Jahren ausschlielich an begiinstigte
Personen (§ 11) zum Selbstkostenpreis weiterzuverkaufen, wobei die Grundstiicksgrofie den
jeweiligen maximalen Grundstiicksbedarf im Sinn des § 24 Abs 2 Z 2 nicht {ibersteigen darf;

c¢) in den Vertrdgen mit Bautrdgern {iber Flichen gemil3 der Z 2 lit b sublit bb sicherzustellen,
dass diese

— innerhalb von fiinf Jahren Wohnungen errichten, welche die Voraussetzungen des § 22
Abs 2 und 3 erfiillen, und

— diese Wohnungen (einschlie8lich Garten, Terrasse, Garage etc) anschlieBend ausschlief3-
lich an begiinstigte Personen (§ 11) zum Selbstkostenpreis weiterverkaufen;

d) innerhalb von fiinf Jahren ab Abschluss des Forderungsvertrages den Ankauf des unbebauten
Grundstiickes durchzufithren und innerhalb von 10 Jahren ab diesem Zeitpunkt den Forde-
rungszweck (Z 2) zu erfiillen;
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e) ob des unverbauten Grundstiicks ein Verduerungsverbot (§ 19) zugunsten des Landes Salz-
burg einzurdumen;

f) durch rechtsgeschiftliche Uberbindung an die jeweiligen Rechtsnachfolger im Eigentum dafiir
Sorge zu tragen, dass die Beschriankung des Verkaufs von Liegenschaften an begiinstigte Per-
sonen zum Selbstkostenpreis (lit b und c) und die Verpflichtung zur Einrdumung eines Verdu-
Berungsverbotes (lit ) auch fiir simtliche Folgeverkdufe im Forderungszeitraum gelten.

4. Fiir das zu vergebende Baurecht (Z 2 lit a) gelten folgende Rahmenbedingungen:
a) Laufzeit von zumindest 80 Jahren ab Aufnahme der Bewirtschaftungsphase;

b) Baurechtszins fiir die gesamte Dauer des Baurechtsvertrages in Hohe von maximal 25 % der
fiir geforderte Mietwohnungen hochstzuldssigen Grund- und AufschlieBungskosten (§ 26 Abs
2 Z 2) ab Aufnahme der Bewirtschaftungsphase, wobei eine Valorisierung des Baurechtszin-
ses nach Ablauf von jeweils fiinf Jahren mit hochstens 5 % (jeweils berechnet vom Baurechts-
zins im ersten Jahr der Laufzeitperiode) zuldssig ist;

¢) entschadigungsloser Heimfall des Bauwerks an den Grundeigentiimer nach Erléschen des
Baurechts;

d) Ermittlung des Mietentgelts zur Finanzierung der Errichtungskosten fiir die gesamte Laufzeit
des Baurechts im Sinn der Bestimmungen des WGG.
(5) § 3a Abs 5 gilt sinngemal.
Unterstiitzung von Baulandsicherungsmodellen
§ 3¢

(1) Mittel zur Unterstiitzung von Baulandsicherungsmodellen kénnen Gemeinden des Landes Salz-
burg (Fordersubjekt) gewéhrt werden, die einen durch Verordnung der Landesregierung festzulegenden
Anteil an Hauptwohnsitzen iiberschreiten.

(2) Die Mittelzuwendung kann in Form riickzahlbarer oder nicht riickzahlbarer Zuschiisse erfolgen.

(3) Baulandsicherungsmodelle sind solche im Sinn des § 5 Abs 1 Z 7, wobei auf den dafiir vorgese-
henen Grundflichen sowohl Wohnungen im Eigentum (iS des § 3b Abs 4 Z 2 lit b) als auch geforderte
Mietwohnungen errichtet werden koénnen.

(4) Das Fordersubjekt verpflichtet sich:

1. den Zuschuss zum Zweck der Realisierung zukiinftiger Baulandsicherungsmodelle (Grundbe-
schaffung, Anschlussgebiihren, Bereitstellung einer Infrastruktur innerhalb des Baulandsiche-
rungsmodells fiir Zufahrt, Wasser, Energie und Kanal udgl) im Gemeindegebiet zu verwenden
und den durch die Forderung erhaltenen Vorteil ungeschmaélert an die kiinftigen Eigentiimer wei-
terzugeben und

2. innerhalb von zehn Jahren ab Abschluss des Forderungsvertrages den Forderungszweck zu erfiil-
len.

(5) Erfolgt die Mittelzuwendung zum Zweck der Errichtung von Einzel- oder Doppelhdusern, Hau-
sern in der Gruppe oder einem Bau mit mindestens drei Wohnungen im Wohnungseigentum oder Woh-
nungen der Kaufforderung, sind iiberdies die Bestimmungen des § 3b Abs 4 Z 3 lit b bis f sinngemal
anzuwenden.

(6) § 3a Abs 5 gilt sinngemal.*

3. Im § 18 Abs 2 Z 2 wird nach dem Wort ,Forderungen® die Wortfolge ,einschlieBlich solcher nach den
§§ 3 bis 3¢

4. Im § 19 Abs 1 wird im ersten Satz nach dem Wort ,soweit” die Wortfolge ,,in den §§ 3 bis 3¢ sowie*
eingefiigt.

5.Im § 22 Abs 3 wird in der Z 5 der abschlieffende Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und nach der Z
5 eingefiigt:
,,0. fiir die Wohnung kein Zuschuss geméal den §§ 3a bis 3¢ gewihrt wurde.*

6. Im § 24 Abs 2 wird in der Z 4 der abschlieffende Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und nach der Z
4 eingefiigt:
,,J. fiir das Forderobjekt kein Zuschuss gemil3 den §§ 3b oder 3¢ gewahrt wurde.*

7.Im § 41 Abs 3 wird im ersten Satz nach dem Wort ,,Ansuchen* die Wortfolge ,fir die Mobilisierung
von Grundstiicken sowie Ansuchen® eingefiigt.
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8. Im § 50 wird angefiigt:

,»(4) Bei Forderungen fiir die Errichtung von Mietwohnungen nach dem S.WFG 1990, die auf Rech-
nung des Landes-Wohnbaufonds zugesichert worden sind, kann auf schriftliches Ansuchen der Forde-
rungsnehmer einer Anderung des Forderungs- bzw Darlehensvertrages unter Beachtung folgender Rah-
menbedingungen zugestimmt werden:

1. Die Anderung des Forderungs- bzw Darlehensvertrages muss in jedem Jahr der gesamten Rest-
laufzeit zu einer Senkung der Belastung fiir die Mieter fiihren.

2. Die Annuitdt des Forderungsdarlehens ist so festzulegen, dass ein Betrag von 4,33 € je m?
Wohnnutzfliche/Monat im ersten Jahr nicht tiberschritten wird und jéhrlich um 2 %, jeweils be-
rechnet vom Ursprungswert, je m* Wohnnutzfliche/Monat steigt.

3. Die Anderung des Forderungs- bzw Darlehensvertrages kann nur zum 1. Jénner oder 1. Juli eines
Kalenderjahres erfolgen. Bei Anderung zum 1. Juli darf die Annuitit friihestens 18 Monate da-
nach erhdht werden. Der Anderung ist der Darlehenssaldo zum 30. Juni bzw 31. Dezember (nach
Begleichung der schuldscheinmiBigen Annuitit), welcher dem Wirksamkeitsbeginn der Ande-
rung vorangeht, zugrunde zu legen.

4. Die Verzinsung des Forderungsdarlehens betrdgt 1 % jahrlich und wird zum Ende eines Kalen-
derjahres, dekursiv, auf der Basis von 360 Zinstagen (30/360) berechnet. Die Zahlung von Zinsen
und Tilgung hat monatlich und innerhalb eines Kalenderjahres in gleich hohen Raten zu erfolgen.

5. Das Ansuchen um Anderung des Férderungs- bzw Darlehensvertrages muss fiinf Monate vor
dem geplanten Termin der Anderung gemiB Z 3 beim Amt der Landesregierung nachweislich
eingelangt sein. Eine Anderung des Forderungs- bzw Darlehensvertrages setzt weiter voraus,
dass keine Kiindigungsgriinde vorliegen, die Endabrechnung vorliegt und gepriift wurde und eine
allféllige Riickzahlung oder Nachforderung endgiiltig erledigt ist.*

9. Im § 51 wird angefiigt:

,»(0) Die §§ 3 bis 3¢, 18 Abs 2 Z 2, 19 Abs 1, 22 Abs 3, 24 Abs 2, 41 Abs 3 und 50 Abs 4 in der Fas-
sung des Gesetzes LGBI Nr ..../2019 treten mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(7) Von den im Kalenderjahr 2019 bereitstehenden, nicht verbrauchten Wohnbauférderungsmitteln
konnen der Land-Invest unter Bedachtnahme auf beihilferechtliche Voraussetzungen und Erfordernisse
fir Zwecke gemdlB § 3b pauschal bis zu 7 % des der Wohnbauforderung in diesem Jahr zur Verfiigung
stehenden Gesamtbetrages ausbezahlt werden. Solange 80 % dieser Mittel nicht fiir den dafiir bestimmten
Zweck verwendet worden sind, kommt die Gewéhrung eines zusétzlichen (projektsbezogenen) Zuschus-
ses an die Land-Invest nach § 3b nicht in Betracht. Der pauschale Zuschuss ist in Hohe des nicht ver-
brauchten Anteils zuriickzuzahlen, wenn dieser nicht innerhalb von 10 Jahren nach der Auszahlung fiir
Zwecke gemiB § 3b eingesetzt worden ist.*
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Erlduterungen
1. Allgemeines:

Das Gesetzesvorhaben dient der Forderung und Stirkung aktiver Bodenpolitik. Konkret plant das Land
Salzburg (vor allem) im Wege der Land-Invest den Ankauf von giinstigen Grundstiicken zu Zwecken des
forderbaren Wohnbaus. Dariiber hinaus sind aber auch Mittelzuwendungen fiir Baulandsicherungsmodel-
le der Gemeinden vorgesehen. Dadurch sollen erschwinglichere Mieten sichergestellt bzw leistbare
Grundstiicke fiir Eigentum zu Verfiigung gestellt werden.

Dariiber hinaus plant das Land Salzburg die Umsetzung eines Mietensenkungsprogramms fiir geforderte
Mietwohnungen, die zwischen 2006 und 2015 errichtet wurden. Damit sollen die {iberproportional stei-
genden Mieten in diesen Wohnungen auf das Niveau einer Neubauwohnung gesenkt werden. Die jahrli-
chen Steigerungen fiir die vom Land Salzburg beeinflussbaren Faktoren des Mietzinses werden auf ma-
ximal zwei Prozent beschrénkt. Ca 25.000 Menschen im Bundesland Salzburg werden dadurch entlastet.

Und drittens soll zur Stirkung der Orts- und Stadtkerne die Forderung des Ankaufs von bebauten Grund-
stiicken ausgeweitet werden, und zwar einerseits hinsichtlich des Forderzwecks und andererseits hinsicht-
lich des Kreises der Forderberechtigten.

Der Gesetzesvorschlag basiert auf Vorschldgen der fiir die Wohnbauforderung zustdndigen Abteilung
(10) des Amtes der Landesregierung. Der Wohnbauforderungsbeirat hat sich in seiner Sitzung vom 14.
August 2019 mit den Amtsvorschlagen befasst und diese zur Kenntnis genommen.

2. Kompetenzrechtliche Grundlage:
Art 15 Abs 1 und Art 17 B-VG.
3. Ubereinstimmung mit dem Unionsrecht:

Das Gesetzesvorhaben steht dem Unionsrecht nicht entgegen. Die im Gesetzesvorschlag vorgesehene
Mittelzuwendung an die Land-Invest stellt lediglich eine Erméchtigung zu entsprechendem Handeln der
zustandigen Organe dar. Vor tatsdchlicher Durchfiihrung einer solchen Mittelzuwendung hat sich die fiir
die Wohnbauforderung zustindige Abteilung (10) unter Einbindung der fiir EU-Beihilfeangelegenheiten
zustindige Abteilung (1) des Amtes der Landesregierung zu vergewissern, ob diese eine (zu notifizieren-
de) Beihilfe im Sinn des Unionsrechts darstellt.

4. Finanzielle Auswirkungen:

Kostentridger der Wohnbauforderung ist das Land. Die fiir die Wohnbauforderung zustindige Abteilung
(10) des Amtes der Landesregierung geht von folgenden Sach- und Personalkosten aus.

4.1 Sachaufwand:

Der jdhrliche Sachaufwand fiir Férderungen ist mit den nach § 2 zur Verfiigung stehenden Mitteln be-
grenzt.

Durch die geplante Umstellung der jahrlichen Steigerung der Annuitit bzw Absenkung des Zinssatzes des
Forderungsdarlehens von 1,5 % auf 1 % bei Mietwohnbauforderungen gemédfl dem S.WFG 1990 (Lan-
deswohnbaufonds) kommt es zu einer Verschiebung der Gesamtlaufzeit sowie der Zeitpunkte fiir den
Riickfluss von Zinsen und Kapital. Derzeit haften rund 1,094 Mrd € unberichtigt aus. Dieser Betrag wird
sich bis Juli 2020 (erster Zeitpunkt der Absenkung) auf rund 1,080 Mrd € vermindern. Unter der Annah-
me, dass ab sofort keine vorzeitigen Tilgungen des Forderungsdarlehens mehr erfolgen, errechnet sich
eine Restlaufzeit von rund 34 Jahren bis zu dem Zeitpunkt, wo sdmtliche Forderungsdarlehen getilgt sein
werden. Konkret steigen die Annuitéten und die Tilgungen bis zum Jahr 2042 kontinuierlich an, um dann
wieder zu sinken. Insgesamt flieBen im Zeitraum vom 2020 bis 2053 rund 283 Mio € an Zinsen und rund
1.080 Mio € an den Landeshaushalt zurtick.

Bei einer Absenkung des Zinssatzes von 1,5 % auf 1 % bei gleichzeitiger Anderung der Steigerungsraten
der Annuitit (jahrlich 2 % statt im Mittelwert 3,7 %) flieBt das eingesetzte Kapital zur Génze an das Land
zuriick, die tatsdchlichen Zahlungen weichen jedoch von den derzeitigen Zeitpunkten ab. Eine Hochrech-
nung ergibt eine durchschnittliche Verldngerung der Laufzeit um rund vier Jahre und daraus resultierende
Mindereinnahmen an Zinsen von rund 45 Mio € fiir die gesamte Restlaufzeit. Die tatsdchlichen Riickfliis-
se werden auf Grund von vorzeitigen Tilgungen (zB Kiindigung, Mietkaufoption, freiwillige Tilgung)
derzeit und in Zukunft von diesen prognostizierten Werten abweichen.

4.2 Personalaufwand:

Nach Einschétzung der fiir die Wohnbauforderung zustindigen Abteilung (10) des Amtes der Landesre-
gierung ist fir die Neuausstellung von Forderungsvertragen (Annuitdtenanpassung) mit einem (teilweise
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befristeten) Mehraufwand zu rechnen, welcher durch die Leistung von Uberstunden (geschitzt 1.000)
aufgefangen werden soll.

Die Personalabteilung des Amtes der Landesregierung hat dazu im Rahmen des Begutachtungsverfahrens
ausgefiihrt, dass eine budgetire Mehrbelastung zu Zwecken des Vollzugs des ggstl Vorhabens nur inner-
halb des engen Rahmens des néichstjéhrigen Personalbudgets mdglich sein wird.

5. Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, insbesondere auf Frauen und
Minner:

Die vorgesehenen Anderungen haben nach Einschétzung der vorgenannten Amtsabteilung keine direkten
oder indirekten Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft.

6. Ergebnisse des Begutachtungs- und Konsultationsverfahrens:

6.1. Im Rahmen des Begutachtungsverfahrens wurden vom Landesverband Salzburg des dsterreichischen
Stddtebundes, von der Wirtschaftskammer Salzburg und der Kammer fiir Arbeiter und Angestellte fiir
Salzburg, der Kammer der Ziviltechniker, Architekten und Ingenieure fiir Oberdsterreich und Salzburg,
der Landesgruppe des Osterreichischen Verbandes gemeinniitziger Bauvereinigungen und der Land-
Invest, vom Behindertenbeirat der Stadt Salzburg und vom Verein Vertretungsnetz sowie von der Perso-
nal- und der Finanzabteilung des Amtes der Landesregierung sowie von der fiir die Wohnbauférderung
zustidndigen Abteilung Stellungnahmen abgegeben. Die Stellungnahmen sind im Internet auf der Home-
page des Landes abrufbar.

Die Ziele des Entwurfs wurden weitgehend positiv beurteilt. Zum Teil wurden jedoch die forderungs-
rechtlichen Vorgaben, und zwar jene zu den §§ 3a bis 3c, als zu einschrinkend angesehen. Zum Teil
gingen die Vorschlige iiber das ggstl Gesetzesvorhaben hinaus (wie zB die Anregungen zur Anderung
des Einkommensbegriffs).

Die zum Gegenstand eingebrachten Einwidnde und Anregungen wurden amtsintern erdrtert und soweit
wie moglich beriicksichtigt. Im Wesentlichen kommt es zu folgenden Anderungen:

a) Die Regelungen zum Ankauf von bebauten Grundstiicken werden vorangestellt, um die Be-
deutung dieser Fordersparte zu betonen.

b) Ein Weiterverkauf von Wohnungen nach § 3b soll wie bei Eigenheimen nur zum Selbstkos-
tenpreis erfolgen diirfen.

¢) Einfiihrung von Regelungen zur Verhinderung eines spekulativen Weiterverkaufs einer/eines
zum Selbstkostenpreis erworbenen Wohnung/Grundstiicks.

d) Prizisierung der Fordersparte ,,Unterstiitzung von Baulandsicherungsmodellen®.

e) Teilweise Lockerung der Riickzahlungsbestimmungen fiir den einmaligen Pauschalzuschuss
an die Land-Invest.

6.2 Im Rahmen des Konsultationsverfahrens wurde die Aufnahme von Verhandlungen in einem Konsul-
tationsgremium nicht verlangt.

7. Zu einzelnen Bestimmungen:
ZuZ?2:

Die Mobilisierung von Grundstiicken soll in drei Teilbereiche getrennt werden. Erstens in den Erwerb
bebauter Grundstiicke durch natiirliche Personen, Bautréger, Gemeinden oder sonstige (gemeinniitzige)
Einrichtungen. Zweitens in den Erwerb unbebauter Grundstiicke durch die Land-Invest (oder durch das
Land selbst). Und drittens in die Unterstiitzung von gemeindlichen Baulandsicherungsmodellen. Die
dafiir zur Verfligung stehenden Finanzmittel sollen erhoht werden. Kiinftig soll ein Anteil von insgesamt
7,0 % der Wohnbauforderungsmittel fiir eine aktive Bodenpolitik verwendet werden kdnnen, wobei die
Gewidhrung von Zuschiissen dafiir projektsbezogen und antragsbediirftig ist.

Die Mobilisierung von bebauten und unbebauten Grundstiicken soll auf zwei unterschiedliche Arten er-
folgen:

Der Ankauf von bebauten Liegenschaften lehnt sich an die bisher geltenden Bestimmungen an, wird aber
in zwei Punkten ausgeweitet: Erstens soll der Kreis der mdglichen Forderungswerber erweitert werden,
sodass nicht nur Gemeinden und juristische Personen im Alleineigentum des Landes eine Forderung fiir
den Ankauf von bebauten Grundstiicken in Anspruch nehmen kdnnen, sondern kiinftig auch Private,
gemeinniitzige Wohnbaugesellschaften und bestimmte Korperschaften, Personenvereinigungen und Ver-
mogensmassen. Mit deren Erfahrung und Kapital sollen mehr Ortskerne von der Foérderung profitieren
und gleichzeitig der innerortliche Zusammenhalt und die regionale Wirtschaft gestirkt werden.

Und zweitens soll der Forderungszweck erweitert werden, um in Ortskernen mehr qualitativ hochwerti-
gen Wohnraum bereitstellen zu konnen und die Sanierungsrate zu erhohen. Moéglich sollen sowohl die
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Rechtsformen Eigentum als auch Miete sein. Es miissen jedoch in weiterer Folge entweder iiberwiegend
geforderte Mietwohnungen entstehen oder eine umfassend energetische Wohnhaussanierung des Gesamt-
gebiudes durchgefiihrt oder iiberwiegend neu errichtete Eigentumswohnungen geschaffen werden. Auch
eine Kombination aus allen diesen Moglichkeiten soll zuldssig sein.

Unbebaute Grundstiicke sollen vornehmlich (ein Erwerb durch das Land Salzburg selbst ist aber nicht
ausgeschlossen) von der Land-Invest erworben werden, um diese zu ganz besonders giinstigen Konditio-
nen an Bautrdger und damit letztendlich an die Kéufer oder Mieter weiter zu geben. Gedacht ist dabei
vorrangig an Grundstiicke, welche Griinland (Bauerwartungsland) darstellen. Auf zumindest 50 % der so
erworbenen Liegenschaften sollen iiberwiegend (75 %) geforderte Mietwohnungen entstehen, fiir die
restlichen 25 % ist an eine andere Nutzung in der Sockelzone (zB Gewerbe) gedacht. Dazu soll den For-
derungswerbern ein sehr giinstiges Baurecht eingerdumt werden.

Moglich soll auch der Verkauf von Liegenschaften oder Liegenschaftsteilen an begiinstigte Personen und
an Bautrdger sein. Dies jedoch nur unter der Voraussetzung, dass die Prinzipien der Wohnbauforderung
»sparsamer Umgang mit Grund und Boden® sowie ,,leistbare Preise” gewahrt bleiben. Insoweit darf ein
Weiterverkauf der Flichen nur zum Selbstkostenpreis (Anschaffungskosten und die dem Verkdufer
nachweislich entstandenen Kosten, wie zB Steuern, Abgaben und Gebiihren, Notar- bzw Anwaltskosten,
Kosten der technischen Grundstiicksaufbereitung) erfolgen. Fiir Eigenheime ist zusitzlich die Grund-
stiicksgrofle im Sinn des § 24 Abs 2 Z 2 S.WFG 2015 begrenzt (dh: der Grundstiicksbedarf darf im
Durchschnitt der Gesamtanlage je Wohnung 400 m? nicht iibersteigen, wobei in den Grundstiicksbedarf
AufschlieBungs- und Nebenflachen, die der Gesamtanlage dienen, nicht einzurechnen sind).

Fiir unbebaute Liegenschaften gilt aulerdem, dass nur Grundstiicke in Gemeinden erworben werden
diirfen, bei denen ein ausreichender Bedarf an Wohnungssuchenden nachweislich vorhanden ist. Weiters
diirfen die Grund- und AufschlieBungskosten die Grenzen der Wohnbauforderung fiir die Errichtung von
Mietwohnungen nicht iliberschreiten. Dazu werden die Grund- und AufschlieBungskosten unter Beriick-
sichtigung der moglichen Bebauungsdichte auf die erzielbaren Wohnnutzflachen hochzurechnen sein.

Die dritte Séule der (forderungsrechtlichen) Mobilisierung von Grundstiicken ist die Unterstiitzung von
Baulandsicherungsmodellen (iS des § 5 Abs 1 Z 7 SSWFG 2015), bei denen also die Standortgemeinde
(ev in Kooperation mit der Land-Invest oder mit Bautrdgern) als Akteurin am Bodenmarkt fiir Privatper-
sonen auftritt. Gedacht ist hier in erster Linie an Zuschiisse fiir innere ErschlieBungsmalnahmen (Wasser,
Kanal, Zufahrt, Energie, Telekommunikation usw). Grundsétzlich stiitzungswiirdig sollen aber auch sons-
tige Leistungen sein, welche sich unmittelbar kostensenkend auf die Errichtung von Wohnungen oder
Wohnhdusern auswirken (wie zB Beitrige zu den Grundbeschaffungskosten, Anschlussgebiihren). Als
Forderungssubjekte sollen nur jene Gemeinden in Betracht kommen, die derzeit bereits iiber einen gewis-
sen Anteil an Hauptwohnsitzwohnungen nach melderechtlichen Bestimmungen verfiigen. Néheres ist
durch Verordnung der Landesregierung zu regeln.

Fiir die Abwicklung der Forderungen nach den §§ 3a bis 3c gelten grundsétzlich die allgemeinen Verfah-
rensbestimmungen des S.WFG 2015.

Zu den Z 3 bis 7:

Die Z 3 bis 7 enthalten die in Bezug auf die Ausweitung der Bestimmungen iiber die Mobilisierung von
Grundstiicken notwendigen Begleitregelungen. Die Z 5 und 6 dienen dabei der Vermeidung von Doppel-
forderungen.

ZuZ8:

Auch jene Forderungen, die ab 1. Janner 2006 im Rahmen des Landeswohnbaufonds zugesichert wurden,
weisen eine jahrliche Steigerung der Annuitdten auf, die liber das Stabilitdtsziel der Europdischen Zent-
ralbank von 2 % hinausgehen (konkret betrdgt der Mittelwert der Steigerungen 3,7 %).

So wie bereits fiir die ,,dlteren” Forderungen (vgl § 50 Abs 3) soll auch fiir diese Férderungen die Steige-
rung mit 2 % jahrlich gedeckelt werden. Diese Deckelung fiihrt bei gleichzeitiger Senkung des Zinssatzes
auf 1 % zu einer entsprechenden Verliangerung der Laufzeit — konkret von 35 Jahren (und einer Rest-
Rate) auf rund 40 Jahre.

Eine Umstellung soll méglich sein, wenn die aktuelle Annuitét des Forderungsdarlehens den Wert von
4,33 € je m*> Wohnnutzfliche/Monat iiberschreitet. AuBerdem soll die Anderung (aus verwaltungsékono-
mischen Griinden) ausschlielich nur zum 1. Janner bzw 1. Juli jeden Jahres durchgefiihrt werden kon-
nen. Die jahrliche Steigerung betrégt jeweils 2 %, berechnet vom Ursprungswert.

Die vorgeschlagenen Anderungen sind in ihren Wirkungen einer aktiven ForderungsmaBnahme nach
diesem Gesetz gleichzuhalten. Die damit einhergehenden jéhrlichen Minderertrage aus den Forderungs-



8 von &

darlehen stellen daher de facto Wohnbauforderungsmittel dar, welche auf den jéhrlich zur Verfiigung
stehenden Betrag gemél § 2 anzurechnen sind.

ZuZ9:

Abs 7 sieht als ,,Starthilfe* einen einmaligen (auf 10 Jahre befristeten) Pauschalzuschuss an die Land-
Invest vor. Solange diese Mittel fiir den Erwerb von unbebauten Grundstiicken nicht zumindest zu 80 %
verbraucht worden sind, kommt eine weitere Gewédhrung von Zuschiissen fiir Projekte nach § 3b nicht in
Betracht. Die Mittel konnen fiir den Ankauf von unbebauten Liegenschaften (Kaufpreis) sowie sdmtliche
damit zusammenhidngende Nebenkosten (zB Steuern, Abgaben, Gebiihren, Notar- bzw. Anwaltskosten
sowie die Kosten der technischen Grundstiicksaufbereitung [ErschlieBung mit Stralen und Wegen, Ver-
bzw Entsorgungsleitungen]) verwendet werden. Nicht verbrauchte Mittel sind nach dem Ablauf von 10
Jahren zuriickzuzahlen.

Die Landesregierung stellt sohin den

Antrag,

der Salzburger Landtag wolle beschlieflen:
1. Das vorstehende Gesetz wird zum Beschluss erhoben.

2. Die Gesetzesvorlage wird dem Verfassungs- und Verwaltungsausschuss zur Beratung, Berichterstat-
tung und Antragstellung zugewiesen.
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Textgegeniiberstellung

Geltende Fassung

Mobilisierung von Grundstiicken

83
Von den jahrlich bereitstehenden Wohnbauférderungsmitteln kénnen bis zu
35% fur den Ankauf geeigneter Grundsticke zur Umsetzung

wohnbauférderungs- und raumordnungsrechtlicher Zielsetzungen verwendet
werden. Der Einsatz der Mittel kann dabei insbesondere abhangig gemacht
werden:

1. von der Einhaltung héchstzulassiger Grund- und AufschlieBungskosten;
2. von der Anbindung an das 6ffentliche Nahverkehrsnetz;

3. von der baulichen Ausnutzbarkeit des Grundstiicks;

4. von der Umsetzung besonderer Wohnformen.

Das Nahere dazu ist unter Bedachtnahme auf die Ziele dieses Gesetzes durch
Verordnung der Landesregierung festzulegen.

Vorgeschlagene Fassung

Mobilisierung von Grundstiicken
§3

Von den jahrlich bereitstehenden Wohnbauférderungsmitteln kénnen bis zu
7 % fir den Ankauf geeigneter bebauter oder unbebauter Grundstiicke oder fiir
die kostenglinstige Realisierung von Baulandsicherungsmodellen zur Umsetzung
wohnbauférderungs- und/oder raumordnungsrechtlicher Zielsetzungen nach
Malgabe der 8§ 3a bis 3c verwendet werden.

Ankauf bebauter Grundstiicke
8§ 3a

(1) Mittel zum Ankauf von geeigneten bebauten Grundstiicken kénnen

folgenden Personen (Fordersubjekte) gewéhrt werden:

1. natlrlichen Personen;

2. Bautrdgern und sonstigen juristischen Personen des Privatrechts;

3. Gemeinden, Gemeindeverbdnden sowie juristischen Personen im
Alleineigentum von Gemeinden oder des Landes Salzburg;

4. Korperschaften, Personenvereinigungen und Vermogensmassen, die
nach Satzung, Stiftung oder sonstiger Verfassung und ihrer
tatsdchlichen Geschéftsfiihrung ausschlieflich und unmittelbar der
Forderung kirchlicher, gemeinnitziger oder mildtatiger Zwecke dienen.

(2) Die Mittelzuwendung kann in Form rickzahlbarer oder nicht
rickzahlbarer Zuschusse erfolgen.
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Vorgeschlagene Fassung

(3) Als geeignet gelten bebaute Grundstiicke, wenn ihre kiinftige Nutzung
der Stadt- oder Ortskernstarkung dient. Dem Ankauf muss dazu ein
ausgearbeitetes Gesamtkonzept zu Grunde liegen.

(4) Die Gewahrung von Zuschiissen fir den Ankauf geeigneter bebauter
Grundstiicke ist von der Einhaltung folgender Bedingungen abhangig:

1. Der Ankauf bezieht sich auf ein konkretes Grundstiick, wobei der
Kaufvertrag fir den Erwerb des bebauten Grundstiicks durch das
Fordersubjekt noch nicht rechtswirksam geschlossen wurde.

2. Der Ankauf durch das Férdersubjekt erfolgt zum Zweck
a) der Uberwiegenden Errichtung von geférderten Mietwohnungen,

b) einer  umfassenden  energetischen  Wohnhaussanierung  des
Gesamtgebdudes oder

c) der Uberwiegenden Errichtung von Eigentumswohnungen, die den
Anforderungen der Kaufférderung entsprechen.

3. Das Fordersubjekt verpflichtet sich:

a) den Forderungszweck innerhalb von sieben Jahren ab Abschluss des
Forderungsvertrages zu erfillen;

b) die Wohnungen im Fall der Z 2 lit ¢ unter Einhaltung der
Anforderungen des § 22 Abs 2 und 3 zu errichten und diese
Wohnungen anschlieBend ausschlieflich an begunstigte Personen (8§
11) zum Selbstkostenpreis weiterzuverkaufen;

c) durch  rechtsgeschaftlicne  Uberbindung an die  jeweiligen
Rechtsnachfolger im Eigentum dafiir Sorge zu tragen, dass die
Beschrankung des Verkaufs von Liegenschaften an beglnstigte
Personen zum Selbstkostenpreis gemaR der lit b auch fir samtliche
Folgeverkdufe im Forderungszeitraum gilt.

(5) Die Landesregierung kann durch Verordnung nahere Festlegungen zu
den Voraussetzungen und Bedingungen von Mittelzuwendungen fir den Ankauf
bebauter Grundstiicke sowie insbesondere zur Hohe des Zuschusses, zur Art des
Zuschusses (rickzahlbar/nicht riickzahlbar), zur Verzinsung rickzahlbarer
Zuschisse und zu den Rickzahlungsmodalitaten, zu den Bedingungen fir die
Auszahlung und Sicherstellung des Zuschusses sowie zur Rickzahlung von
Zuschiissen in Folge der Nichteinhaltung férderungsrechtlicher Vorschriften und
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Bedingungen treffen.
Ankauf unbebauter Grundstiicke
8 3b

(1) Mittel zum Ankauf von geeigneten unbebauten Grundstiicken kénnen
der Baulandsicherungsgesellschaft mbH (Land-Invest) gewahrt werden. Der
Ankauf kann dabei auch durch das Land Salzburg selbst erfolgen.

(2) Die Mittelzuwendung kann in Form riickzahlbarer oder nicht
rickzahlbarer Zuschusse erfolgen.

(3) Als geeignet gelten unbebaute Grundstiicke, wenn

1. sie sich in Gemeinden befinden, bei denen auf Grund einer bei der
Gemeinde vorliegenden Wohnbedarfsliste von einem nachweislichen
Bedarf ausgegangen werden kann,

2. deren Grund- und AufschlieBungskosten die hdchstzuldssigen fiir
geférderte Mietwohnungen unterschreiten und

3. sie Uber eine gute Anbindung an den 6ffentlichen Verkehr verfiigen und
sich im Nahbereich von Lebensmitteleinzelhdndlern, Schulen,
Kinderbetreuungseinrichtungen, Arztpraxen und Apotheken befinden.

(4) Die Gewdahrung von Zuschissen fiir den Ankauf geeigneter unbebauter
Grundstiicke ist von der Einhaltung folgender Bedingungen abhangig:

1. Der Ankauf bezieht sich auf ein konkretes Grundstiick, wobei der
Kaufvertrag fir den Erwerb des unbebauten Grundstiicks durch die
Land-Invest noch nicht rechtswirksam geschlossen wurde.

2. Der Ankauf durch die Land-Invest erfolgt zum Zweck:

a) der Vergabe eines Baurechts fiir zumindest 50 % des erworbenen
Grundstticks zur Errichtung von geférderten Mietwohnungen und
b) des Weiterverkaufs des restlichen Teils des Grundstiicks
aa) an natlrliche Personen zur Errichtung von Einzel- oder
Doppelhédusern, Hausern in der Gruppe oder einem Bau mit
mindestens drei Wohnungen im Wohnungseigentum oder
bb) an Bautrdger zur Errichtung von Wohnungen, die den
Anforderungen der Kaufférderung entsprechen.
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3. Die Land-Invest verpflichtet sich,

a) in den Vertragen mit den Baurechtsberechtigten sicherzustellen, dass
diese

— auf den Baurechtsflachen (Z 2 lit a) innerhalb von zwei Jahren
nach Rechtswirksamkeit des Baurechtsvertrages Wohnhauser mit
einem Anteil geforderter Mietwohnungen von zumindest 75 %
errichten und

— fur das gesamte Wohnhaus eine Mietzinsbildung im Sinn des §
28 Abs 3 vornehmen;

b) die Flachen gemdal Z 2 lit b sublit aa innerhalb von flnf Jahren
ausschlieBlich an begiinstigte Personen (8§ 11) zum Selbstkostenpreis
weiterzuverkaufen, wobei die GrundstlicksgroRe den jeweiligen
maximalen Grundstiicksbedarf im Sinn des § 24 Abs 2 Z 2 nicht
lUbersteigen darf;

c) in den Vertragen mit Bautragern Uber Flachen gemals der Z 2 lit b
sublit bb sicherzustellen, dass diese

—innerhalb von funf Jahren Wohnungen errichten, welche die
Voraussetzungen des § 22 Abs 2 und 3 erfillen, und

— diese Wohnungen (einschlieBlich Garten, Terrasse, Garage etc)
anschlieBend ausschlieBlich an begunstigte Personen (§ 11) zum
Selbstkostenpreis weiterverkaufen;

d) innerhalb von fiinf Jahren ab Abschluss des Férderungsvertrages den
Ankauf des unbebauten Grundstiickes durchzufiihren und innerhalb
von 10 Jahren ab diesem Zeitpunkt den Férderungszweck (Z 2) zu
erflllen;

e) ob des unverbauten Grundstiicks ein VerauRerungsverbot (§8 19)
zugunsten des Landes Salzburg einzurdumen;

f) durch  rechtsgeschaftliche  Uberbindung an die jeweiligen
Rechtsnachfolger im Eigentum dafiir Sorge zu tragen, dass die
Beschrankung des Verkaufs von Liegenschaften an beginstigte
Personen zum Selbstkostenpreis (lit b und ¢) und die Verpflichtung
zur Einrdumung eines VerauBerungsverbotes (lit €) auch fiir
samtliche Folgeverkaufe im Forderungszeitraum gelten.

4. Fir das zu vergebende Baurecht (Z 2 lit a) gelten folgende
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Rahmenbedingungen:

a) Laufzeit von zumindest 80 Jahren ab Aufnahme der
Bewirtschaftungsphase;

b) Baurechtszins fiir die gesamte Dauer des Baurechtsvertrages in Héhe
von maximal 25 % der fir geforderte Mietwohnungen
hoéchstzulassigen Grund- und AufschlieBungskosten (8 26 Abs 2 Z 2)
ab Aufnahme der Bewirtschaftungsphase, wobei eine Valorisierung
des Baurechtszinses nach Ablauf von jeweils funf Jahren mit
héchstens 5 % (jeweils berechnet vom Baurechtszins im ersten Jahr
der Laufzeitperiode) zuldssig ist;

c) entschadigungsloser Heimfall des Bauwerks an den Grundeigentiimer
nach Erldschen des Baurechts;

d) Ermittlung des Mietentgelts zur Finanzierung der Errichtungskosten
fir die gesamte Laufzeit des Baurechts im Sinn der Bestimmungen
des WGG.

(5) § 3a Abs 5 gilt sinngemaR.
Unterstitzung von Baulandsicherungsmodellen
§3c

(1) Mittel zur Unterstiitzung von Baulandsicherungsmodellen k&nnen
Gemeinden des Landes Salzburg (Fordersubjekt) gewdéhrt werden, die einen
durch  Verordnung der Landesregierung festzulegenden Anteil an
Hauptwohnsitzen tberschreiten.

(2) Die Mittelzuwendung kann in Form riickzahlbarer oder nicht
riickzahlbarer Zuschusse erfolgen.

(3) Baulandsicherungsmodelle sind solche im Sinn des § 5 Abs 1 Z 7,
wobei auf den dafur vorgesehenen Grundflachen sowohl Wohnungen im
Eigentum (iS des § 3b Abs 4 Z 2 lit b) als auch geférderte Mietwohnungen
errichtet werden kdnnen.

(4) Das Fordersubjekt verpflichtet sich:

1.den Zuschuss zum Zweck der Realisierung zukiunftiger
Baulandsicherungsmodelle  (Grundbeschaffung, Anschlussgebihren,
Bereitstellung einer Infrastruktur innerhalb des
Baulandsicherungsmodells fur Zufahrt, Wasser, Energie und Kanal
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Grundpfand
§18
1)..
(2) Dem Grundpfand gemal Abs 1 dirfen vorangehen:
1. ..

2. Pfandrechte aus friiheren Férderungen;

3. bis5. ...
VerauRerungsverbot
§19

(1) Zur Sicherung der bestimmungsgemélen Verwendung von Zuschissen
ist an der Liegenschaft, soweit in den einzelnen Abschnitten nichts anderes
bestimmt ist, ein VerduBerungsverbot zu Gunsten des Landes Salzburg
einzuverleiben. Dieses wirkt gegen Dritte und bindet auch die Rechtsnachfolger.
Die Landesregierung kann der Eintragung von Belastungen im Rang vor dem
VeréduRerungsverbot zustimmen.

(2) bis (5) ...
Férderungsvoraussetzungen
§22
() und (2) ...
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udgl) im Gemeindegebiet zu verwenden und den durch die Forderung
erhaltenen Vorteil ungeschmalert an die kinftigen Eigentimer
weiterzugeben und

2. innerhalb von zehn Jahren ab Abschluss des Forderungsvertrages den
Forderungszweck zu erfillen.

(5) Erfolgt die Mittelzuwendung zum Zweck der Errichtung von Einzel-
oder Doppelhédusern, Hausern in der Gruppe oder einem Bau mit mindestens drei
Wohnungen im Wohnungseigentum oder Wohnungen der Kaufférderung, sind
Uberdies die Bestimmungen des § 3b Abs 4 Z 3 lit b bis f sinngemal
anzuwenden.

(6) 8 3a Abs 5 gilt sinngemaR.

Grundpfand

§18
) ...
(2) Dem Grundpfand gemal Abs 1 dirfen vorangehen:
1. ..
2. Pfandrechte aus frilheren Forderungen einschlieBlich solcher nach den

88 3 bis 3c;
3. bis 5. ...
VerauRerungsverbot
8§19

(1) Zur Sicherung der bestimmungsgemé&Ren Verwendung von Zuschissen
ist an der Liegenschaft, soweit in den 8§ 3 bis 3c sowie in den einzelnen
Abschnitten nichts anderes bestimmt ist, ein Verauerungsverbot zu Gunsten des
Landes Salzburg einzuverleiben. Dieses wirkt gegen Dritte und bindet auch die
Rechtsnachfolger. Die Landesregierung kann der Eintragung von Belastungen
im Rang vor dem VerdufRerungsverbot zustimmen.

(2) bis (5) ...
Forderungsvoraussetzungen
§22
(1) und (2) ...
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(3) Die Forderung setzt weiter voraus, dass
1. bis4. ...

5. bestimmte Mindesteigen- bzw Mindestfremdmittel vorliegen, deren
Hohe durch Verordnung der Landesregierung festzulegen ist.

Forderungsvoraussetzungen

§24
1)..
(2) Die Forderung setzt voraus, dass
1. bis 3. ...

4. bestimmte durch Verordnung der Landesregierung festzulegende
Mindesteigen- und/oder Mindestfremdmittel vorliegen und im Fall des
Abs 1 Z 3 eine ebenfalls durch Verordnung der Landesregierung
festzulegende Mindestinvestitionssumme erreicht wird.

3) ..
Forderungsansuchen
§41
() und (2) ...

(3) Abweichend zu den Abs 1 und 2 sind Ansuchen gemaR dem Abschnitt
3, Unterabschnitte 2, 3, 4, 5 und 6 ausschlieBlich elektronisch im Weg einer von
der Landesregierung im Internet zur Verfiigung gestellten Online-Applikation
einzubringen. Unvollstdndige Ansuchen sind von der Landesregierung nicht zu
berticksichtigen, worliber die Antragsteller (elektronisch) zu informieren sind.
Die Landesregierung hat fiir einen barrierefreien Zugang zur Online-Applikation
im Sinn des § 4c des Salzburger Behindertengesetzes 1981 zu sorgen.
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(3) Die Forderung setzt weiter voraus, dass
1. bis4. ...

5. bestimmte Mindesteigen- bzw Mindestfremdmittel vorliegen, deren
Hohe durch Verordnung der Landesregierung festzulegen ist;

6. fur die Wohnung kein Zuschuss gemal} den §8 3a bis 3c gewahrt wurde.
Forderungsvoraussetzungen

§24
) ...
(2) Die Forderung setzt voraus, dass
1. bis 3. ...

4. bestimmte durch Verordnung der Landesregierung festzulegende
Mindesteigen- und/oder Mindestfremdmittel vorliegen und im Fall des
Abs 1 Z 3 eine ebenfalls durch Verordnung der Landesregierung
festzulegende Mindestinvestitionssumme erreicht wird;

5. fur das Forderobjekt kein Zuschuss gemdl den 88 3b oder 3c gewéhrt
wurde.

3) ...
Forderungsansuchen
§41

(1) und (2) ...

(3) Abweichend zu den Abs 1 und 2 sind Ansuchen fiir die Mobilisierung
von Grundstiicken sowie Ansuchen gemal? dem Abschnitt 3, Unterabschnitte 2,
3, 4, 5 und 6 ausschlieRlich elektronisch im Weg einer von der Landesregierung
im Internet zur Verfugung gestellten Online-Applikation einzubringen.
Unvollstandige  Ansuchen sind von der Landesregierung nicht zu
berticksichtigen, woriiber die Antragsteller (elektronisch) zu informieren sind.

Die Landesregierung hat fur einen barrierefreien Zugang zur Online-Applikation
im Sinn des § 4c des Salzburger Behindertengesetzes 1981 zu sorgen.
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(1) bis (3) ...

Geltende Fassung

§50

8von9

Vorgeschlagene Fassung

Ubergangsbestimmungen fiir Férderungen nach dem S.WFG 1990
850
(1) bis (3) ...

(4) Bei Forderungen fiir die Errichtung von Mietwohnungen nach dem
S.WFG 1990, die auf Rechnung des Landes-Wohnbaufonds zugesichert worden
sind, kann auf schriftliches Ansuchen der Férderungsnehmer einer Anderung des
Forderungs- bzw  Darlehensvertrages  unter  Beachtung  folgender
Rahmenbedingungen zugestimmt werden:

1. Die Anderung des Forderungs- bzw Darlehensvertrages muss in jedem
Jahr der gesamten Restlaufzeit zu einer Senkung der Belastung fur die
Mieter fihren.

2. Die Annuitat des Forderungsdarlehens ist so festzulegen, dass ein
Betrag von 4,33 € je m? Wohnnutzflache/Monat im ersten Jahr nicht
Uberschritten wird und jahrlich um 2 9%, jeweils berechnet vom
Ursprungswert, je m? Wohnnutzflache/Monat steigt.

3. Die Anderung des Forderungs- bzw Darlehensvertrages kann nur zum 1.
Janner oder 1. Juli eines Kalenderjahres erfolgen. Bei Anderung zum 1.
Juli darf die Annuitét friihestens 18 Monate danach erhéht werden. Der
Anderung ist der Darlehenssaldo zum 30. Juni bzw 31. Dezember (nach
Begleichung der schuldscheinmaBigen Annuitdt), welcher dem
Wirksamkeitsbeginn der Anderung vorangeht, zugrunde zu legen.

4. Die Verzinsung des Forderungsdarlehens betrégt 1 % jahrlich und wird
zum Ende eines Kalenderjahres, dekursiv, auf der Basis von 360
Zinstagen (30/360) berechnet. Die Zahlung von Zinsen und Tilgung hat
monatlich und innerhalb eines Kalenderjahres in gleich hohen Raten zu
erfolgen.

5. Das Ansuchen um Anderung des Férderungs- bzw Darlehensvertrages
muss fiinf Monate vor dem geplanten Termin der Anderung gemiR Z 3
beim Amt der Landesregierung nachweislich eingelangt sein. Eine
Anderung des Forderungs- bzw Darlehensvertrages setzt weiter voraus,
dass keine Kindigungsgriinde vorliegen, die Endabrechnung vorliegt
und gepruft wurde und eine allfallige Rickzahlung oder Nachférderung
endgliltig erledigt ist.
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Ubergangsbestimmungen dazu
§51
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Inkrafttreten novellierter Bestimmungen und
Ubergangsbestimmungen dazu
§51
(1) bis (5) ...

(6) Die 88 3 bis 3c, 18 Abs 2 Z 2, 19 Abs 1, 22 Abs 3, 24 Abs 2, 41 Abs 3
und 50 Abs 4 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr ..../2019 treten mit dem auf
die Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(7) Von den im Kalenderjahr 2019 bereitstehenden, nicht verbrauchten
Wohnbauférderungsmitteln kénnen der Land-Invest unter Bedachtnahme auf
beihilferechtliche Voraussetzungen und Erfordernisse fir Zwecke gemaR § 3b
pauschal bis zu 7 % des der Wohnbauforderung in diesem Jahr zur Verfligung
stehenden Gesamtbetrages ausbezahlt werden. Solange 80 % dieser Mittel nicht
fiir den dafiir bestimmten Zweck verwendet worden sind, kommt die Gewahrung
eines zusatzlichen (projektsbezogenen) Zuschusses an die Land-Invest nach § 3b
nicht in Betracht. Der pauschale Zuschuss ist in Hohe des nicht verbrauchten
Anteils zuriickzuzahlen, wenn dieser nicht innerhalb von 10 Jahren nach der
Auszahlung fir Zwecke gemaR § 3b eingesetzt worden ist.






	111
	1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Zeile zu § 3 eingefügt:
	2. § 3 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:
	3. Im § 18 Abs 2 Z 2 wird nach dem Wort „Förderungen“ die Wortfolge „einschließlich solcher nach den §§ 3 bis 3c“.
	4. Im § 19 Abs 1 wird im ersten Satz nach dem Wort „soweit“ die Wortfolge „in den §§ 3 bis 3c sowie“ eingefügt.
	5. Im § 22 Abs 3 wird in der Z 5 der abschließende Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und nach der Z 5 eingefügt:
	6. Im § 24 Abs 2 wird in der Z 4 der abschließende Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und nach der Z 4 eingefügt:
	7. Im § 41 Abs 3 wird im ersten Satz nach dem Wort „Ansuchen“ die Wortfolge „für die Mobilisierung von Grundstücken sowie Ansuchen“ eingefügt.
	8. Im § 50 wird angefügt:
	9. Im § 51 wird angefügt:
	Erläuterungen
	1. Allgemeines:
	2. Kompetenzrechtliche Grundlage:
	3. Übereinstimmung mit dem Unionsrecht:
	4. Finanzielle Auswirkungen:
	Kostenträger der Wohnbauförderung ist das Land. Die für die Wohnbauförderung zuständige Abteilung (10) des Amtes der Landesregierung geht von folgenden Sach- und Personalkosten aus.
	4.1 Sachaufwand:
	4.2 Personalaufwand:
	5. Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, insbesondere auf Frauen und Männer:
	6. Ergebnisse des Begutachtungs- und Konsultationsverfahrens:
	7. Zu einzelnen Bestimmungen:
	Zu Z 2:
	Zu den Z 3 bis 7:
	Zu Z 8:
	Zu Z 9:

	Antrag,

	111-1
	Textgegenüberstellung

	Leerseite


<<

  /ASCII85EncodePages false

  /AllowTransparency false

  /AutoPositionEPSFiles true

  /AutoRotatePages /All

  /Binding /Left

  /CalGrayProfile (None)

  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)

  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)

  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)

  /CannotEmbedFontPolicy /Error

  /CompatibilityLevel 1.4

  /CompressObjects /Tags

  /CompressPages true

  /ConvertImagesToIndexed true

  /PassThroughJPEGImages true

  /CreateJDFFile false

  /CreateJobTicket true

  /DefaultRenderingIntent /Default

  /DetectBlends true

  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged

  /DoThumbnails false

  /EmbedAllFonts true

  /EmbedJobOptions true

  /DSCReportingLevel 0

  /SyntheticBoldness 1.00

  /EmitDSCWarnings false

  /EndPage -1

  /ImageMemory 1048576

  /LockDistillerParams true

  /MaxSubsetPct 100

  /Optimize true

  /OPM 1

  /ParseDSCComments false

  /ParseDSCCommentsForDocInfo true

  /PreserveCopyPage true

  /PreserveEPSInfo false

  /PreserveHalftoneInfo false

  /PreserveOPIComments false

  /PreserveOverprintSettings false

  /StartPage 1

  /SubsetFonts false

  /TransferFunctionInfo /Remove

  /UCRandBGInfo /Remove

  /UsePrologue false

  /ColorSettingsFile ()

  /AlwaysEmbed [ true

  ]

  /NeverEmbed [ true

  ]

  /AntiAliasColorImages false

  /DownsampleColorImages true

  /ColorImageDownsampleType /Bicubic

  /ColorImageResolution 300

  /ColorImageDepth 8

  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeColorImages true

  /ColorImageFilter /FlateEncode

  /AutoFilterColorImages false

  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG

  /ColorACSImageDict <<

    /QFactor 0.76

    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]

  >>

  /ColorImageDict <<

    /QFactor 0.76

    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]

  >>

  /JPEG2000ColorACSImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 15

  >>

  /JPEG2000ColorImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 15

  >>

  /AntiAliasGrayImages false

  /DownsampleGrayImages true

  /GrayImageDownsampleType /Bicubic

  /GrayImageResolution 600

  /GrayImageDepth 8

  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeGrayImages true

  /GrayImageFilter /FlateEncode

  /AutoFilterGrayImages false

  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG

  /GrayACSImageDict <<

    /QFactor 0.76

    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]

  >>

  /GrayImageDict <<

    /QFactor 0.76

    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]

  >>

  /JPEG2000GrayACSImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 15

  >>

  /JPEG2000GrayImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 15

  >>

  /AntiAliasMonoImages true

  /DownsampleMonoImages true

  /MonoImageDownsampleType /Bicubic

  /MonoImageResolution 600

  /MonoImageDepth 8

  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeMonoImages true

  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode

  /MonoImageDict <<

    /K -1

  >>

  /AllowPSXObjects false

  /PDFX1aCheck false

  /PDFX3Check false

  /PDFXCompliantPDFOnly false

  /PDFXNoTrimBoxError true

  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [

    0.00000

    0.00000

    0.00000

    0.00000

  ]

  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true

  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [

    0.00000

    0.00000

    0.00000

    0.00000

  ]

  /PDFXOutputIntentProfile ()

  /PDFXOutputCondition ()

  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)

  /PDFXTrapped /False



  /Description <<

    /ENU (Use these settings to create PDF documents suitable for reliable viewing and printing of business documents. The PDF documents can be opened with Acrobat and Reader 5.0 and later.)

    /JPN <FEFF3053306e8a2d5b9a306f300130d330b830cd30b9658766f8306e8868793a304a3088307353705237306b90693057305f00200050004400460020658766f830924f5c62103059308b3068304d306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103057305f00200050004400460020658766f8306f0020004100630072006f0062006100740020304a30883073002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d30678868793a3067304d307e30593002>

    /FRA <>

    /PTB <>

    /DAN <>

    /NLD <>

    /ESP <>

    /SUO <>

    /ITA <>

    /NOR <>

    /SVE <>

    /DEU <FEFF002a002a002a002a0020005000440046002000450069006e007300740065006c006c0075006e00670065006e00200044005200550043004b00450052004500490020002a002a002a002a000d005000440046002d0044006f006b0075006d0065006e00740020006e007500720020006d00690074002000640069006500730065006e002000450069006e007300740065006c006c0075006e00670065006e002000650072007300740065006c006c0065006e002e>

  >>

>> setdistillerparams

<<

  /HWResolution [2400 2400]

  /PageSize [595.276 841.890]

>> setpagedevice



